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Mehr als 30 Teilnehmer*innen gingen am Montag, den 14.6. für zwei einhalb Stunden mit dem Fokus 
auf Mädchen*und Frauen* in den intensiven Austausch zu den Themenschwerpunkten “Gender / 
Gleichberechtigung”, “Gewalt” und “Gesundheit”.   
Vertreten waren mit Stefanie Seemann, die Sprecherin für Frauenpolitik der Grünen 
und Dorothea Kliche-Behnke, die zukünftige frauenpolitische Sprecherin der SPD im Stuttgarter 
Landtag. Gleichstellungs- und Frauenbeauftragte aus der Region sowie zahlreiche Expert*innen aus 
Mitgliedsorganisationen des PARITÄTischen im Regionalverbund Stuttgart plus Region sorgten 
für einen spannenden fachlichen Austausch.  
Nach einer kurzen Begrüßung durch die Regionalverbundsprecherin Judith Vowinkel, erhielten die 
Teilnehmer*innen mittels kurzer Spotlights einen Einblick in die drei Themenschwer-
punkte. Anschließend verteilten sich die Teilnehmer*innen in drei Kleingruppen, um sich eine gute 
Stunde zu ihrem gewählten Schwerpunkt mit den Expert*innen auszutauschen. Im Anschluss wurden 
die Essenzen der Austauschrunden zusammengetragen.  
  



Kinder werden von Geburt an mit Rollenbildern konfrontiert. Ob zu Hause, in den 
Betreuungseinrichtungen oder in den Medien und im Supermarkt, überall wird nach Geschlecht 
sortiert und bewertet. In den Kitas der Eltern-Kind-Gruppen in Stuttgart verfolgen die 
Mitarbeiter*innen den Ansatz der vorurteilsbewussten Bildung und Erziehung.  So setzen sie sich 
konsequent mit Rollenbildern auseinander und können diese immer wieder in Frage stellen und eine 
inklusive Alltagspraxis entwickeln.   
  

 Covering – Frauen übernehmen eine Vielzahl von Aufgaben im Alltag, ohne ihre eigenen 
Grenzen und Ressourcen zu berücksichtigen oder Alternativen zu erwägen oder 
durchzusetzen. Um diese Handlungsweise zu durchbrechen müssen Strukturen 
angepasst (z.B. Betreuungsangebote für Kinder ausgeweitet), Rollenmuster 
aufgebrochen und Frauen darin bestärkt werden, ihre Grenzen zu respektieren und 
Aufgaben gerecht zu verteilen.    

 Powersharing – Die Machtverteilung zwischen Männern* und Frauen* ist in vielen 
gesellschaftlichen Bereichen (insbesondere bei der Arbeit und im häuslichen 
Umfeld) ungleich – in der Regel leisten Frauen* deutlich mehr Arbeit für weniger 
Entgelt.  Hier ist ein grundlegender Wandel der Haltung notwendig, um Machtspiele zu 
reduzieren und Gleichberechtigung auf allen Ebenen zu ermöglichen.  Besonders deutlich 
wird dies statistisch im Gender Pay Gap und dem zeitlichen Aufwand den Männer* und 
Frauen* für Haus- und Carearbeit einbringen.  

 

 Aktionspläne für die Kommunen gestalten, um Prioritäten fest zu legen und Ziele 
nachverfolgbar zu machen  

 Empowerment für alle Gender – neue Rollenmodelle betreffen Männer* und Frauen*, 
die Aktionen und Aktivitäten müssen alle Gender umfassen  

 Gendersensible frühkindliche Bildung und gendergerechte Ausbildung, damit ein “typisch 
männlich” oder “typisch weiblich” gar nicht erst entsteht  

 Gender Mainstreaming – bei allen kommunalen und politischen Planungen und 
Entscheidungen müssen die unterschiedlichen Auswirkungen auf Männer* und Frauen* 
in den Blick genommen werden. Dazu ist es zwingend notwendig, den sogenannten 
Gender Data Gap zu schließen, also bei der Erhebung von Daten die Bedürfnisse und die 
Auswirkungen von Maßnahmen auf alle Bevölkerungsteile zu betrachten. Ziel ist es die 
Potentiale von Frauen für die Gesellschaft auf allen Ebenen zu nutzen.  

  



Zentrales Instrument zur Verhütung und Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen* und Mädchen* und 
häuslicher Gewalt ist die 2018 von Deutschland ratifizierte Istanbul-Konvention. Die Gewalt gegen 
Frauen* wird als strukturelle Gewalt betrachtet. Gemeinschaftlich sind Bund, Länder und Kommunen 
in der Pflicht die Maßnahmen der Konvention um zu setzen.  
 
Diskussionspunkte zwischen bisheriger Umsetzung und Konvention sind:  

 Der Koalitionsvertrag der Landesregierung ist im Bereich Gewalt gegen Frauen sehr 
ambitioniert und sieht die konventionskonforme Fortschreibung des Landesaktionsplans 
vor 

 Laut Ministerium für Soziales, Gesundheit und Integration  fehlen in Baden-Württemberg 
etwa 600 Plätze in Frauenhäusern. Ein Ausbau wurde mit Hilfe von Bundesmitteln 
begonnen. Das Projekt Second Stage,  zur Verkürzung des Aufenthaltes im Frauenhaus 
befindet sich im dritten Förderjahr 

 In den letzten 2 Jahren deutliche Erhöhung der Landesmittel für Frauenhäuser und 
Fachberatungsstellen. Im Ländervergleich ist Baden-Württemberg in Bezug auf 
Landesmittel dennoch schwach aufgestellt. Fachberatungsstellen werden 2021 erstmalig 
durch Landesmittel gefördert 

 Mobile Teams der Fachberatungsstellen in den Feldern Gewaltschutz, Prostitution und 
Menschenhandel zur Angebotsentwicklung in unterversorgte Regionen mit aktuell 24 
Teams starteten Ende 2020 mit einer Laufzeit von 12 – 14 Monaten. Eine Verlängerung 
der Projektlaufzeit ist dringend geboten 

 An bestimmten Stellen wären klarere Vorgaben durch die Landesebene für die Regionen 
/ Kommunen hilfreich (z.B. Interventionskette im Wohnungsverweisverfahren) 

 Gleichstellungsstellen sollen mit dem Umsetzungsauftrag nicht alleine gelassen werden 
Selbstverpflichtungen der Städte (Bsp. Karlsruhe) wären hilfreich.  

  

Für die Versorgungsstrukturen im Feld Gewalt ist eine überregionale Planung notwendig. Die 
individuellen Verhandlungen der Träger mit den Kommunen sind kein geeignetes Mittel um eine 
ausreichende Versorgung zu gewährleisten.   
 

 Prävention muss klarer definiert und bemessen werden, damit die Förderungen eine 
Bezugsgröße und eine Zielrichtung haben.   

 Die Entwicklung von Schutzkonzepten muss im Schulgesetz verankert werden, um Kinder 
und Jugendliche in diesem zentralen Lebensraum nachhaltig zu schützen. 
Die (finanzielle) Förderung von Schutzkonzepten in Vereinen, Kultur- und 
Freizeiteinrichtungen muss rechtlich abgesichert und vorgeschrieben werden.   

 Stand heute ist zur Deckung der Bedarfe, zum Schutz der Opfer und zur Vermeidung von 
Gewaltverhalten ein weiterer Ausbau aller Versorgungsstrukturen 
(Beratungseinrichtungen, Schutzräume, Frauenhäuser, Präventive Arbeit mit 
Tatgeneigten, Prävention an Schulen ...) notwendig.   

 Bezahlbarer Wohnraum ist eine absolut notwendige Grundvoraussetzung für die Arbeit, 
sonst ist ein wirksamer, langfristiger Opferschutz nicht möglich  



  

“Gesundheit ist nicht lediglich als Abwesenheit von Krankheit zu verstehen, sondern als einen 
dynamischen Prozess, bei dem geistige, seelische, körperliche und soziale Faktoren den 
gesundheitlichen Zustand eines Menschen bestimmen.” (Ottawa Charta, Definition der WHO)  
Auf den Gesundheitszustand von Menschen haben die soziale Herkunft, der Zugang zu Bildung, die 
sozio-ökonomische Situation und das Thema Gender / Geschlecht signifikante Auswirkungen.  
 

 Genderbezogene Aspekte in der Prävention, Gesundheitsversorgung und Rehabilitation 
sind zu fördern  

 Die Akteur*innen im Gesundheitswesen sind für genderbezogene Aspekte sensibilisiert 
(z.B. Diagnostik, Symptome, Medikation etc.)  

 Ein besonderer Fokus ist auf Armut und Benachteiligung richten, da auch hier Frauen 
insbesondere im Alter häufiger betroffen sind.  

 Um die Gesundheit nachhaltig zu verbessern, bedarf es Anstrengungen im Sinn des 
“Health in all Policies” Ansatzes  

 

 Die Versorgung bei Schwangerschaftsabbruch in den Landkreisen muss sichergestellt 
werden. Aktuell können Mädchen* und Frauen* welche die entsprechenden 
Beratungsstellen in der Region aufsuchen nicht adäquat versorgt werden. Es besteht 
aufgrund der unzureichenden Versorgung weder die Möglichkeit 
zwischen verschiedenen Methoden eines Abbruchs zu wählen, noch können alle eine 
wohnortnahe Praxis aufsuchen. In Baden-Württemberg ist keine Versorgung für Frauen 
die einen späten Abbruch vornehmen vorhanden.  

 Der Schwangerschaftsabbruch muss als tabuisiertes Arbeitsfeld für Ärzt*innen aufgelöst 
werden. Tabuisierung wird von der Politik gefördert, u.a. durch den §218.  

 Kostenfreie Verhütung. Hier gibt es keine bundeseinheitliche Regelung. Diese könnte 
durch die Länder forciert  werden.   

 Mehr Gewaltschutzambulanzen vor Ort. Es fehlen Anlaufstellen vor Ort, sie müssen in 
ausreichender Zahl zeitnah eingerichtet  werden. Die Ambulanzen ermöglichen 
einen niedrigschwelligen Zugang und bieten eine  umfassende Versorgung für Opfer 
sexualisierter und sexueller Gewalt. Zudem entlasten sie  die regionalen Kliniken, die 
diese Versorgung noch “On Top” anbieten müssen. Insbesondere  im ländlichen Raum ist 
eine zeitnahe Spurensicherung notwendig.  

 

Sexuelle Selbstbestimmung ist ohne die Umsetzung der oben erwähnten Maßnahmen noch ein  
fernes Ziel. Für Menschen mit Behinderungen, deren Zugänge zu Beratungsstellen und 
Unterstützungsangeboten erheblich schwieriger sind, ist sexuelle Selbst-
bestimmung ein unerreichbarer Wunsch. Bei der Ausgestaltung der Angebote müssen diverse 
Menschen mitgedacht und einbezogen werden.  



  

Im Feld der somatischen Erkrankungen findet seit Jahren eine Zunahme der chronischen 
Krankheiten statt. Diese wiederum sind oft von akuten Krisen geprägt, die sich insbesondere in 
Stresssituationen (z.B. Pandemie) zeigen. Eine Verlagerung findet ebenfalls hinsichtlich 
des Verhältnisses von somatischen zu psychischen Erkrankungen und Diagnosen. Insbesondere 
die Versorgung psychischer Erkrankungen ist unzureichend, im ländlichen Bereich häufig schlechter 
als in den Städten. Depressionen sind mittlerweile die zweithäufigste Ursache für 
Krankschreibungen (Doppelbelastung durch Pandemie).   
Die steigenden Zahlen machen sich auch im Beratungskontext bemerkbar. Es fehlt an 
Therapeut*innen, um die Klient*innen adäquat in Behandlungen zu vermitteln.   
Die Therapieprogramme wiederum sind oft nicht auf die spezifischen Bedürfnisse von Mädchen* und 
Frauen* angepasst und können somit ihre Wirksamkeit nicht entfalten.   
 

Zur Stärkung der seelischen Gesundheit von Mädchen und Frauen … 
  

 muss gendersensible Medizin gestärkt werden   

 müssen Beratungsangebote ausgebaut werden  

 muss Gesundheitswissen durch Psychoedukation (z.B. an Schulen) frühzeitig und 
präventiv vermittelt werden  


